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Öffentliche Veranstaltungen sind bei der zuständigen Behörde als Einzelveranstaltungen, wiederkehrende Veranstaltungen oder ständige Veranstaltungen anzumelden. Veranstaltungen, zu denen mehr als 1.000 Personen gleichzeitig erwartet werden, sind spätestens sechs Wochen, ansonsten vier Wochen vor dem geplanten Beginn der Veranstaltung anzumelden.
Hinweis: Bei geplanten Großveranstaltungen (z.B. Bezirksmusikfeste, Bezirks-Feuerwehrfeste usw.) ist die gesetzliche Anmeldefrist von sechs Wochen viel zu kurz und es ist empfehlenswert, den Veranstalter zu einer früheren Anmeldung anzuhalten. 
Die Anmeldung hat die im § 6 Abs. 3 aufgelisteten Unterlagen und Informationen zu enthalten. Sind die Anmeldeunterlagen unvollständig, ist die unverzügliche Erteilung eines Verbesserungsauftrages im Sinne des § 13 Abs. 3 AVG zweckmäßig.

Ermittlungsverfahren
Auf das Ermittlungsverfahren sind die Grundsätze des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG (Parteienrechte, Akteneinsicht, Parteigehör usw.) anzuwenden. Partei des Verfahrens ist nur der Anmelder/Veranstalter; das TVG sieht keine Nachbarrechte vor. Unabhängig davon hat die Veranstaltungsbehörde die Interessen der Nachbarn (vgl. dazu insbesondere § 3 lit. c) im Auge zu behalten. 
Die Behörde hat zunächst die Voraussetzungen des § 5, insbesondere die Zuverlässigkeit des Veranstalters, zu prüfen. In der Folge ist anhand der eingereichten Unterlagen zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Durchführung der angemeldeten Veranstaltung vorliegen. Je nach Art und Größe der Veranstaltung hat die Behörde die erforderlichen Sachverständigen beizuziehen. Sind für die Durchführung der Veranstaltung Betriebsanlagen notwendig bzw. der Aufbau von Anlagen geplant, ist die Beiziehung eines Bausachverständigen unabdingbar. Hierzu kann der örtliche Bausachverständige herangezogen werden. Je nach Art der Veranstaltung wird die Beiziehung weiterer Sachverständiger (je nach Fachbereich) notwendig sein.

Sicherheits- und rettungstechnisches Konzept (§ 6a und 6b)
Bei Veranstaltungen, zu denen mehr als 1.500 Besucher oder Teilnehmer erwartet werden, hat der Veranstalter der Behörde mit der Anmeldung ein sicherheits- und rettungstechnisches Konzept vorzulegen. Die Behörde hat das Konzept zu prüfen und zum Konzept (zwingend) eine Stellungnahme der zuständigen Sicherheitsbehörde  (das ist die zuständige Bezirkshauptmannschaft bzw. in der Stadt Innsbruck die Landespolizeidirektion) einzuholen. Ergänzend ist im Bedarfsfall zur Festlegung von brandschutztechnischen Maßnahmen die örtliche Feuerwehr beizuziehen.
Hinweis: Unabhängig der gesetzlichen Verpflichtung wird die Einholung einer Stellungnahme der Sicherheitsbehörde zum Konzept schon allein im Hinblick auf die dortigen Erfahrungen mit der Durchführung von Großveranstaltungen als wertvolle Hilfestellung dringend empfohlen.
Bei historisch gewachsenen Veranstaltungen (§ 6b) kann  anstelle der Vorlage eine Konzeptes eine mündliche Verhandlung unter Beiziehung von Sachverständigen zur Abklärung, unter welchen Voraussetzungen die Veranstaltung durchgeführt werden kann,  abgehalten werden.
Zur Sicherung des ordnungsgemäßen Ablaufes von Veranstaltungen mit hohem Gefährdungspotential (§ 18), wie große Sportveranstaltungen, Konzerte und dergleichen, kann/hat  die Behörde besondere Maßnahmen (verpflichtender Ordnungsdienst usw.) vorzuschreiben.
Exkurs: Aufstellung von Zelten/Zeltfeste
Zelte, die im Rahmen von öffentlichen anmeldepflichtigen Einzelveranstaltungen nach dem TVG aufgestellt werden, sind vom Geltungsbereich der Tiroler Bauordnung 2018 ausgenommen (vgl. § 1 Abs. 3 lit. t TBO 2018). Ist jedoch die Veranstaltung nach dem TVG nicht anmeldepflichtig unterliegt die Zeltaufstellung, so wie bisher, dem Regime der TBO. In beiden Fällen ist den entsprechenden Verfahren jedenfalls ein Bausachverständiger beizuziehen.
Im Hinblick darauf, dass Zelte zur Durchführung größerer Veranstaltungen gerade in den Sommermonaten aufgestellt werden, ist auf die zunehmend feststellbaren Wetterbesonderheiten (insbesondere schnell aufziehende Stürme ect.) besonders Bedacht zu nehmen. In diesem Zusammenhang wird daher empfohlen, bescheidgemäß die ständige Beobachtung  der Wettersituation vorzuschreiben. Eine derartige Auflage könnte lauten wie folgt:
„Bei der Veranstaltung sind entsprechende Wetterbeobachtungen durchzuführen. Geben diese Beobachtungen Grund zur Annahme, dass durch Witterungseinflüsse die den statischen Berechnungen zugrundeliegenden Lastenannahmen überschritten werden, müssen Sicherheitsmaßnahmen (z.B. Absage oder Abbruch der Veranstaltung, Räumung des Zeltes und dergleichen) ergriffen werden.“  
Ebenso wird aus Haftungsgründen dringend empfohlen,  dem Veranstalter aufzutragen, den Auf- und Abbau des Zeltes nur in Anwesenheit des Zeltverleihers bzw. Zeltmeisters durchzuführen. 
Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass hinsichtlich der für Zelte geltenden ÖNORMEN und sonstigen fachlichen Fragen die Abteilung Allgemeine Bauangelegenheiten beim Amt der Tiroler Landesregierung kontaktiert werden kann (E-Mail: baupolizei@tirol.gv.at; Telefon: 0512/508/4140).

Parteiengehör
Wie oben bereits ausgeführt, sind auf das nach dem TVG durchzuführende Ermittlungsverfahren die Bestimmungen des AVG anzuwenden. Sofern die Veranstaltung nur mit Auflagen genehmigt werden kann, ist vor der Erlassung des Bescheides das Parteiengehör im Sinne des § 45 Abs. 3 AVG zu wahren, indem dem Veranstalter die Auflagen zur Kenntnis gebracht werden und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben wird. 
Nachdem Veranstaltungen erfahrungsgemäß oft erst kurz vor der geplanten Durchführung angemeldet werden, kann die Wahrung des Parteiengehörs durchaus auch in der Form durchgeführt werden, dass die Auflagen mit dem Veranstalter persönlich besprochen werden und darüber bei der Behörde ein Aktenvermerk angelegt wird. 
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